Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/691 (neu) 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

für eine einmalige statistische Steuererklärung 
auf der Grundlage einer Mehrwertsteuer mit Vorumsatzabzug 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

§ 1 

(1) Jeder Umsatzsteuerpflichtige hat einmalig 
für das Jahr 1962 eine ausschließlich statistischen 
Zwecken dienende Steuererklärung gemäß den Be- 
stimmungen der §§ 2 bis 18 dieses Gesetzes abzu- 
geben. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Kreis der Steuerpflichtigen, die eine 
Erklärung gemäß Absatz 1 abzugeben haben, ein- 
zuengen, soweit dies mit den nachfolgend aufge- 
führten statistischen Zwecken dieses Gesetzes ver- 
einbar ist: 

1. Festzustellen, wie sich beim Übergang 
vom geltenden Umsatzsteuergesetz zu 
einer Mehrwertsteuer mit Vorumsatzab- 
zug gemäß §§ 2 bis 18 dieses Gesetzes 

a) das Aufkommen der Umsatzsteuer ein- 
schließlich Umsatzausgleichsteuer, 

b) die Verteilung des Aufkommens auf- 
geschlüsselt nach Umsatzgrößenklas- 
sen, 

c) die steuerliche Belastung der Impor- 
teure und die steuerliche Entlastung 
der Exporteure an der Steuergrenze 

in den Hauptwirtschaftsbereichen ändern 
würde. 

2. Zu ermitteln, um welche Beträge sich das 
Steueraufkommen gemäß Nummer 1 Buch- 
staben a und b erhöhen würde, wenn 


a) der gemäß § 9 Abs. 2 und 3 dieses Ge- 
setzes zugelassene Abzug der Ab- 
schreibungen, 

b) die in diesem Gesetz vorgesehe- 
nen einzelnen Steuerbefreiungen und 
Steuerermäßigungen 

fortfallen würden. 

3. Anhaltspunkte dafür zu gewinnen, in wel- 
chem Umfang die Steuerpflichtigen mit 
einem Jahresumsatz bis zu 240 000 Deut- 
sche Mark von dem ihnen in § 18 dieses 
Gesetzes gegebenen Wahlrecht Gebrauch 
machen würden. 

Steuergegenstand und Geltungsbereich 
§ 2 

Steuerbare Umsätze 

Der Umsatzsteuer unterliegen die folgenden Um- 
sätze: 

1. Die Lieferungen und sonstigen Leistungen, die 
ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im 
Rahmen seines Unternehmens ausführt. Die 
Steuerpflicht wird nicht dadurch ausgeschlos- 
sen, daß der Umsatz auf Grund gesetzlicher 
oder behördlicher Anordnungen bewirkt wird 
oder kraft gesetzlicher Vorschrift als bewirkt 
gilt. 

2. Der Eigenverbrauch. Solcher liegt vor, wenn 
ein Unternehmer im Inland Gegenstände aus 
seinem Unternehmen für Zwecke entnimmt, 
die außerhalb des Unternehmens liegen. 
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3. Der Selbstverbrauch. Solcher liegt vor, wenn 
ein Unternehmer im Inland Gegenstände, die 
von ihm bearbeitet oder verarbeitet oder zur 
Weiterlieferung erworben worden sind, in 
seinem Unternehmen als Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens verwendet. Dies gilt nur für 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, deren 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 600 
Deutsche Mark übersteigen und deren Ver- 
wendung oder Nutzung im Unternehmen sich 
erfahrungsgemäß auf einen Zeitraum von 
mehr als einem Jahr erstreckt. 

4. Die Einfuhr von Gegenständen in das Inland 
(Ausgleichsteuer). 

§ 3 

Unternehmer, Unternehmen 

(1) Unternehmer ist, wer eine gewerbliche oder 
berufliche Tätigkeit selbständig ausübt. Das Unter- 
nehmen umfaßt die gesamte gewerbliche oder be- 
rufliche Tätigkeit des Unternehmers. Gewerblich 
oder beruflich ist jede nachhaltige Tätigkeit zur Er- 
zielung von Einnahmen, auch wenn die Absicht, 
Gewinn zu erzielen, fehlt oder eine Personenver- 
einigung nur gegenüber ihren eigenen Mitgliedern 
tätig wird. 

(2) Die gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
wird nicht selbständig ausgeübt, 

1. soweit natürliche Personen einzeln oder 
zusammengeschlossen einem Unterneh- 
men derart eingegliedert sind, daß sie den 
Weisungen des Unternehmers zu folgen 
verpflichtet sind; 

2. wenn eine juristische Person dem Willen 
eines Unternehmers derart unterworfen 
ist, daß sie keinen eigenen Willen hat 
(Organgesellschaft). Diese Voraussetzung 
ist erfüllt, wenn sie nach dem Gesamtbild 
der tatsächlichen Verhältnisse finanziell, 
wirtschaftlich und organisatorisch in sein 
Unternehmen eingegliedert ist. Die Vor- 
aussetzung gilt nicht als erfüllt, wenn dem 
Unternehmer nicht mehr als fünfundsieb- 
zig vom Hundert der Anteile an der ju- 
ristischen Person gehören oder wenn ihm 
nicht mehr als fünfundsiebzig vom Hun- 
dert der Stimmrechte zustehen. 

(3) Die Ausübung der öffentlichen Gewalt ist 
keine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit. 

§ 4 

Lieferung 

(1) Lieferungen sind Leistungen, durch die der 
Unternehmer den Abnehmer oder in dessen Auf- 
trag einen Dritten befähigt, im eigenen Namen über 
einen Gegenstand zu verfügen. 

(2) Hat der Unternehmer die Bearbeitung oder 
Verarbeitung eines Gegenstandes übernommen und 


verwendet er hierbei Stoffe, die er selbst beschafft, 
so ist die Leistung als Lieferung anzusehen (Werk- 
lieferung), wenn es sich bei den Stoffen nicht nur 
um Zutaten oder sonstige Nebensachen handelt. 
Das gilt auch dann, wenn die' Gegenstände mit dem 
Grund und Boden fest verbunden werden. 

Steuerbefreiungen 
§ 5 

Von den unter § 2 fallenden Umsätzen sind 
steuerfrei: 

1. Die Einfuhr von Roh- und Hilfsstoffen, die 
für die deutsche Erzeugung erforderlich sind 
und im Inland nicht oder in nicht ausreichen- 
der Menge erzeugt werden. Die Bundesregie- 
rung bestimmt diese Gegenstände (Frei- 
liste 1). 

2. a) Die verlängerte Einfuhr. Als solche gelten 

die auf die Einfuhr in einen Seehafen- 
platz folgenden Lieferungen notwendiger 
Rohstoffe, Halberzeugnisse, Lebens- und 
Futtermittel im Großhandel in Seehafen- 
plätzen. 

b) Die erste Lieferung von in das Inland ein- 
geführten Gegenständen der unter Buch- 
stabe a genannten Art im Großhandel 
außerhalb eines Seehafenplatzes. 

Die Bundesregierung bestimmt die Gegen- 
stände (Freiliste 2) und benennt die Orte, 
die als Seehafenplätze gelten. Die Steuerfrei- 
heit ist nur gegeben, soweit die Gegenstände 
im Inland nicht oder nur in einem von der 
Bundesregierung bestimmten Umfang bear- 
beitet oder verarbeitet worden und die Vor- 
aussetzungen für die Steuerfreiheit buch- 
mäßig nachgewiesen sind. 

3. Die Ausfuhrlieferungen, wenn der buch- 
mäßige Nachweis hierüber geführt ist. Wird 
gemäß § 8 Abs. 5 durch Rechtsverordnung der 
Bundesregierung der Steuersatz für die Aus- 
gleichsteuer gesenkt, so wird die Steuerbe- 
freiung zeitweise ausgesetzt und die Ausfuhr- 
lieferungen mit einem Steuersatz belegt, der 
der Verminderung des Steuersatzes bei der 
Ausgleichsteuer entspricht. 

4. Die Lieferungen auf Grund einer Versteige- 
rung im Wege der Zwangsvollstreckung. 

5. Die Umsätze des Bundes im Post- und Fern- 
meldeverkehr einschließlich des Rundfunks 
und die auf Gesetz beruhenden Leistungen 
der Beförderungsunternehmen für diesen 
Verkehr. 

6. Die Kreditgewährungen und die Umsätze von 
Geldforderungen (z. B. von Wechseln und 
Schecks), von Wertpapieren, Anteilen an 
Gesellschaften ünd sonstigen Vereinigungen, 
Banknoten, Papiergeld, Geldsorten und von 
inländischen amtlichen Wertzeichen. 
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7. Die Umsätze, die unter das Grunderwerb- 
steuergesetz, das Beförderungsteuergesetz, 
das Rennwett- und Lotteriegesetz, das Ver- 
sicherungsteuergesetz, das Kapitalverkehr- 
steuergesetz, Teil I (Gesellschaftsteuer), fal- 
len und Vergütungen im Sinn des § 12 Ziff. 3 
des Körperschaftsteuergesetzes (Aufsichts- 
ratsteuer). 

8. a) Die Verpachtungen und Vermietungen 

von Grundstücken, von Berechtigungen, 
auf welche die Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts über Grundstücke Anwen- 
dung finden, und von staatlichen Hoheits- 
rechten, die sich auf die Nutzungen von 
Grund und Boden beziehen. Die Beher- 
bergung in Gaststätten ist steuerpflichtig. 

b) Die Überlassung von Grundstücken und 
Grundstücksteilen zur Nutzung auf Grund 
eines auf Übertragung des Eigentümers 
gerichteten Vertrages oder Vorvertrages. 

c) Die Bestellung von Erbbaurechten und 
die Bestellung und Veräußerung von 
Dauerwohnrechten und Dauernutzungs- 
rechten. 

9. Die Umsätze aus freiberuflicher Tätigkeit im 
Sinn des § 18 Abs. 1 Ziff. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes und aus einer Tätigkeit als 
Handelsvertreter oder Makler. 

10. Die ärztlichen und ähnlichen Hilfeleistungen, 
die Umsätze von Arznei-, Heil- und Hilfs- 
mitteln, soweit Entgelte dafür von den reichs- 
gesetzlichen Versicherungsträgern, den Er- 
satzkassen im Sinn der Reichsversicherungs- 
ordnung, den Krankenkassen der selbstän- 
digen Handwerker und Gewerbetreibenden 
und den Landes- und Bezirksfürsorgeverbän- 
den zu zahlen sind. Dasselbe gilt auch für 
Heilanstalten und Krankenhäuser, soweit sie 
das Heilverfahren im Auftrag der reichsge- 
setzlichen Versicherungsträger, der Ersatz- 
kassen im Sinn der Reichsversicherungsord- 
nung und der Landes- und Bezirksfürsorge- 
verbände durchführen. 

11. Die Beherbergung, die Beköstigung und die 
üblichen Naturalleistungen, die ein Unter- 
nehmer den Angestellten und Arbeitern sei- 
nes Unternehmens als Vergütung für die ge- 
leisteten Dienste gewährt. Zu den Angestell- 
ten und Arbeitern gehören auch die im Un- 
ternehmen vollbeschäftigten und der Ver- 
sicherungspflicht unterstellten Familienange- 
hörigen, wenn sie das sechszehnte Lebens- 
jahr überschritten haben. 

12. Die Gewährung von Beherbergung, Bekösti- 
gung und den üblichen Naturalleistungen 
durch Personen und Anstalten, wenn sie 
überwiegend Personen für Erziehungs-, Aus- 
bildungs- oder Fortbildungszwecke bei sich 
aufnehmen, soweit die Leistungen an diese 
Personen ausgeführt werden. 


12a. Die Leistungen des Deutschen Jugendher- 
bergswerkes, Hauptverband für Jugendwan- 
dern und Jugendherbergen e, V. einschließ- 
lich der diesem Verband angeschlossenen 
Untergliederungen, Einrichtungen und Ju- 
gendherbergen, soweit die Leistungen den 
Satzungszwecken unmittelbar dienen; das 
gleiche gilt für die Leistungen anderer Ver- 
einigungen, die gleiche Aufgaben unter glei- 
chen Voraussetzungen erfüllen. 

13. Die Leistungen von staatlich genehmigten 
und beaufsichtigten privaten Schulen sowie 
von sonstigen Schulen und Einrichtungen, die 
Lehrgänge zur Berufsausbildung und Berufs- 
fortbildung veranstalten, wenn die Schulen 
und Einrichtungen wohltätigen oder gemein- 
nützigen Zwecken oder dem Zweck eines 
Berufsverbandes dienen oder nach Art einer 
Stiftung verwaltet werden oder als Ersatz 
für öffentliche Schulen dienen und durch ihre 
Arbeit das öffentliche Schulwesen ergänzen 
und fördern, sofern die Entgelte die für den 
jeweiligen Zweck erforderlichen Selbstkosten 
nicht übersteigen. 

14. Die Umsätze aus der Tätigkeit von Kranken- 
anstalten und Altersheimen, die 

a) von öffentlich-rechtlichen Körperschaften 
betrieben werden oder 

b) in besonderem Maße der minderbemit- 
telten Bevölkerung dienen. 

15. Die Leistungen der amtlich anerkannten Ver- 
bände der freien Wohlfahrtspflege einschließ- 
lich ihrer Untergiiederungen, Einrichtungen 
und Anstalten, die ausschließlich und unmit- 
telbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirch- 
lichen Zwecken dienen, wenn 

a) die Leistungen unmittelbar dem nach der 
Sitzung, Stiftung oder sonstigen Verfas- 
sung begünstigten Personenkreis zugute 
kommen und 

b) die Entgelte für die in Betracht kommen- 
den Leistungen hinter den durchschnittlich 
Jür gleichartige Leistungen von Erwerbs- 
unternehmen verlangten Entgelten Zu- 
rückbleiben. 

16. Die Lieferungen und der Eigenverbrauch von 
Gegenständen, die der Unternehmer inner- 
halb eines landwirtschaftlichen Betriebes er- 
zeugt hat und selbst liefert, wenn solche Ge- 
genstände im Inland erzeugt zu werden pfle- 
gen, sowie solche Leistungen, die in der Auf- 
zucht und in dem Halten von Vieh innerhalb 
eines landwirtschaftlichen Betriebes bestehen. 
Der Übergang von den in einem landwirt- 
schaftlichen Betrieb produzierten landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen in weiterverarbei- 
tende Betriebe bzw. Betriebsteile des glei- 
chen Unternehmens gilt als Umsatz im Sinne 
des § 2 Nr. 1 und ist ebenfalls steuerfrei. 
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17. Die Lieferungen, der Eigenverbrauch und der 
Selbstverbrauch von Gegenständen, die inner- 
halb eines forstwirtschaftlichen Betriebes im 
Inland erzeugt werden, wenn der Erzeuger 
die Gegenstände selbst liefert. Der Übergang 
von den in einem forstwirtschaftlichen Betrieb 
produzierten forstwirtschaftlichen Erzeugnis- 
sen in weiterverarbeitende Betriebe bzw. Be- 
triebsteile des gleichen Unternehmens gilt als 
Umsatz im Sinne des § 2 Nr. 1 und ist eben- 
falls steuerfrei. 

18. Die Lieferungen von Milcher Zeugnissen im 
Großhandel durch Unternehmer, die diese 
Gegenstände aus erworbener Milch, aus er- 
worbenem Fettgehalt von Milch oder aus er- 
worbenen anderen Milcherzeugnissen herge- 
. stellt haben; das Reifenlassen und das Paraf- 
finieren von Käse sind keine Herstellung im 
Sinne dieser Vorschrift. 

Milcherzeugnisse im Sinne des Satzes 1 sind: 

a) iSauermilch, Yoghurt, Kefir und ähnliche; 

b) entrahmte Milch (Magermilch), saure Ma- 
germilch, Magermilch-Yoghurt und Mager- 
milch-Kefir; 

c) Molke und Molkenerzeugnisse (z. B. Mol- 
kenpulver und Molkenpaste); 

d) Buttermilch und geschlagene Buttermilch; 

e) Sahne (Rahm), Fettgehalt der Milch, Kaf- 
feesahne, Trinksahne, saure Sahne und 
Schlagsahne; 

f) Milch- und Sahnedauerwaren (z. B, sterili- 
sierte Milch, sterilisierte Sahne, Kondens- 
milch, Blocks ahne, Kondensmagermilch, 
Milchpulver, Sahnepulver, Magermilch- 
pulver — auch mit Zusätzen anderer 
Stoffe bis zu fünfundzwanzig vom Hun- 
dert des Fertigerzeugnisses — und Milch- 
zucker) ; 

g) Butter, Butterschmalz; Käse, Schmelzkäse 
und Käsezubereitungen im Sinne der er- 
nährungswirtschaftlichen Vorschriften; 

h) Milchmischgetränke aus Milch oder Milch- 
erzeugnissen, wenn der Anteil an Milch 
oder Milcherzeugnissen mindestens fünf- 
undsiebzig vom Hundert des Fertigerzeug- 
nisses beträgt; 

i) Mischprodukte aus den unter den Buch- 
staben a bis h bezeichneten Erzeugnissen, 
die der menschlichen oder tierischen Er- 
nährung dienen. 

19. Die Umsätze von Vereinigungen, deren sat- 
zungsgemäßer Zweck die Vatertierhaltung, 
die Förderung der Tierzucht, die künstliche 
Tierbesamung, die Milchkontrolle oder die 
Trocknung von Feldfrüchten ist, soweit die 
Umsätze unmittelbar den Zwecken der be- 
zeichneten Vereinigungen dienen, sowie die 


Umsätze der Melkgenossenschaften und Melk- 
gemeinjschaften von Landwirten, soweit es 
sich bei diesen Umsätzen um Melkleistungen 
und um die Beförderung der Milch und von 
Milcherzeugnissen zwischen »dem landwirt- 
schaftlichen Betrieb und der Molkerei handelt. 

20. Die Umsätze der öffentlich-rechtlichen Runid- 
funkanstalten, jedoch nur, soweit sie in Rund- 
funkhörer- und Fernsehteilnehmergebühren be- 
stehen. 

21. Die Umsätze der Hausgewerbetreibenden, der 
Blinden und der Blindenanstalten nach näherer 
Bestimmung der Bundesregierung. 

22. Die Umsätze der vom Bund, den Ländern, den 
Gemeinden oder den Gemeindeverbänden im 
öffentlichen Interesse geführten Theater und 
Museen. Das gleiche gilt für die Umsätze der 
von anderen Unternehmen geführten Theater 
und Museen, wenn durch eine Bescheinigung 
der zuständigen obersten Landesbehörde oder 
einer von dieser beauftragten Stelle nachge- 
wiesen wird, daß sie die gleichen kulturellen 
Aufgaben wie die in Satz 1 bezeichneten Thea- 
ter und Museen erfüllen. Museen im Sinne die- 
ser Vorschrift sind wissenschaftliche Sammlun- 
gen, Kunstsammlungen sowie Denkmäler der 
Bau- und Gartenbaukunst. 

23. Die von öffentlich-rechtlichen Körperschaften, 
von Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien 
oder von Volkshochschulen durchgeführten 
Vorträge, Kurse oder sonstigen Veranstaltun- 
gen wissenschaftlicher und belehrender Art, 
wenn die Einnahmen vorwiegend zur Deckung 
der Unkosten verwendet werden. 

24. Die Lieferungen und der Eigenverbrauch von 
Frischmilch, entrahmter Milch und Buttermilch. 

Besteuerungsmaßstab 
§ 6 

Besteuerungsmaßstab für die Lieferungen und 
sonstigen Leistungen und für den Eigenverbrauch 

(1) Der Umsatz wird im Falle des § 2 Nr. 1 
nach dem vereinbarten Entgelt bemessen. Ausländi- 
sche Werte sind nach näherer Bestimmung der Bun- 
desregierung umzurechnen. In den Fällen des § 2 
Nr. 2 und 3, des § 5 Nr. 16 und 17 letzter Satz und 
des § 8 Abs. 2 letzter Satz tritt an die Stelle des 
vereinbarten Entgelts der Preis, der am Ort und zur 
Zeit der Verwendung oder der Entnahme für Gegen- 
stände der gleichen oder ähnlichen Art von Wieder- 
verkäufern bezahlt zu werden pflegt. Bei der Über- 
tragung der mit dem Besitz eines Pfandscheins ver- 
bundenen Rechte gilt als vereinbartes Entgelt der 
Preis des Pfandscheins zuzüglich der Pfandsumme. 

(2) Beim Tausch, bei tauschähnlichen Umsätzen 
und bei Hingabe an Zahlungs Statt gilt der Wert 
jedes Umsatzes als Entgelt für den anderen Umsatz. 
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(3) Zum Entgelt gehören nicht die Beträge, die 
der Unternehmer im Namen und für Rechnung eines 
anderen vereinnahmt und verausgabt (durchlau- 
fende Posten). 

(4) Vom Entgelt für steuerpflichtige Umsätze 
können abgesetzt werden: 

1. die Auslagen des Unternehmers für die 
Versendung und Versicherung von Ge- 
genständen nach näherer Bestimmung der 
Bundesregierung; 

2. die Kosten der Warenumschließung, wenn 
der Lieferer diese zurücknimmt und das 
Entgelt um den auf sie entfallenden Teil 
mindert; 

3. vom Spediteur, Frachtführer und Handels- 
vertreter die Auslagen an Zoll und Aus- 
gleichsteuer, die sie für ihre Auftraggeber 
entrichten. 

§ 7 

Besteueningsmaßstab für die Einfuhr 

(1) Die Ausgleichsteuer wird nach dem Wert des 
eingeführten Gegenstandes bemessen. Maßgebend 
sind die jeweils geltenden Vorschriften des Zoll- 
gesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) 
und seiner Durchführungsverordnungen über den 
Zollwert und dessen Feststellung. Dies gilt auch für 
ausgleichsteuerpJlichtige Gegenstände, die nicht 
dem Wertzoll unterliegen. Dem Wert ist der auf den 
Gegenstand entfallende Betrag an Zoll und Ver- 
brauchsteuer (ausschließlich der Ausgleichsteuer) 
hinzu zu rechnen. 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung zur Vereinfachung der Abfertigung für die 
Bemessung der Ausgleichsteuer für Gegenstände 
oder Gruppen von Gegenständen derselben Zoll- 
tarifnummer Durchschnittswerte festsetzen, die dem 
Durchschnitt der Werte (Absatz 1) während der letz- 
ten nachprüfbaren sechs Monate entsprechen. Der 
Durchschnittswert tritt an die Stelle des in Absatz 1 
bezeichneten Wertes. 

Steuersätze 

§ 8 

(1) Die Steuer beträgt für jeden steuerpflichtigen 
Umsatz im Sinn des § 2 Nr. 1 bis 3 zehn vom 
Hundert der Bemessungsgrundlage (§ 9 Abs. 1). 

(2) Die Steuer ermäßigt sich auf vier vom Hun- 
dert für die Lieferung und den Eigenverbrauch von 
Steinkohle, Braunkohle, Holzkohle, Koks, Brikett, 
Teer und Torf. Der Übergang von eigenproduzierter 
Steinkohle, Braunkohle, Holzkohle und Koks in 
weiterverarbeitende Betriebe bzw. Betriebsteile des 
gleichen Unternehmens gilt als Umsatz im Sinn des 
§ 2 Nr. 1, bei dem sich der Steuersatz ebenfalls auf 
vier vom Hundert ermäßigt. 

(3) Die Ausgleichsteuer (§ 2 Nr. 4) beträgt zehn 
vom Hundert des Wertes (§ 7). 


(4) Die Ausgleichsteuer ermäßigt sich 

1. auf vier vom Hundert für die Einfuhr von 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen aus 
Ausland in unbearbeitetem Zusta"^ '^ 

2. auf drei vom Hundert für die E^v 
Nahrungsfetten (Butter, Butto h' /' ■ 
Margarine, Kunstspeise- und Piai; U 
pflanzliche öle), Zucker, Grieß ‘ ' '’T- 
waren; 

3. auf eineinhalb vom Hundert für Jü' ^'n- 
fuhr von Getreide, Mehl, Schrot oder Xleie 
aus Getreide und von daraus hergestellten 
Backwaren; von Graupen, Grütze, Kernen 
oder Flocken von Getreide, von Grieß und 
Teigwaren sowie von Frischmilch, ent- 
rahmter Milch und Buttermilch. 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, falls sie 
es aus konjunktur- oder währungspolitischen Grün- 
den für erforderlich hält, nach Anhörung des Präsi- 
denten der Deutschen Bundesbank durch Rechtsver- 
ordnung die Steuersätze für die Ausgleichsteuer ent- 
sprechend den jeweiligen konjunktur- oder wäh- 
rungspolitischen Erfordernissen zu senken. 

§ 8a 

Unternehmer, deren Gesamtumsätze im laufenden 
Kalenderjahr 120 000 Deutsche Mark nicht über- 
steigen, können von ihrer Umsatzsteuerschuld 420 
Deutsche Mark, höchstens jedoch den für dieses 
Kalenderjahr insgesamt geschuldeten Umsatzsteuer- 
betrag absetzen. Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, in Fällen, in denen die Grenze von 120 000 
Deutsche Mark geringfügig überschritten wird, 420 
Deutsche Mark zur Absetzung zuzulassen. 

Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
(Vorumsatzabzug) 

§ 9 

(1) Für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
ist auszugehen von der Summe der Entgelte, die der 
Unternehmer im Voranmeldungszeitraum für seine 
steuerpflichtigen Lieferungen und Leistungen ver- 
einbart hat, zuzüglich des Wertes seines Eigenver- 
brauchs und seines Selbstverbrauchs. Davon sind 
als Vorumsätze die Gegenwerte für folgende Lie- 
ferungen und Leistungen im Voranmeldungszeit- 
raum abzusetzen: 

1. die Summe der vereinbarten Entgelte für 
an den Unternehmer bewirkte Lieferungen 
und Leistungen, die nach diesem Gesetz 
oder nach dem Beförderung- oder Ver- 
sicherungsteuergesetz beim Leistenden 
steuerpflichtig sind; 

2. die Summe der vereinbarten Entgelte für 
an den Unternehmer bewirkte Lieferungen 
und Leistungen, die nach § 5 Nr. 1 bis 24 
mit Ausnahme der Nummer 9 steuerfrei 
sind; 

3. die Summe der Werte der für Rechnung 
des Unternehmers eingeführten Gegen- 
stände. 
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(2) Bei den Lieferungen und der Einfuhr von 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens sowie dem 
Selbstverbrauch wird die Absetzung der Vorumsätze 
jährlich bei Gebäuden einheitlich mit zwei vom 
Hundert und bei dem sonstigen Anlagevermögen 
einheitlich mit zehn vom Hundert der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten vorgenommen, wenn diese 
600 Deutsche Mark für das einzelne Wirtschaftsgut 
übersteigen und sich dessen Verwendung oder Nut- 
zung im Unternehmen erfahrungsgemäß auf einen 
Zeitraum von mehr als einem Jahr erstreckt. 

(3) Bei Wirtschaftsgütern gemäß Absatz 2, die vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes angeschafft oder 
hergestellt waren, ist für den Abzug des Vorumsatz- 
abzuges bei Gebäuden eine fünfzigjährige und bei 
sonstigem Anlagevermögen eine zehnjährige Nut- 
zungsdauer im Unternehmen zu unterstellen; dabei 
ist für den Abzug des Vorumsatzes nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes vom Jahr der tatsächlichen 
Anschaffung oder Herstellung auszugehen. 

(4) Bei Lieferungen und Leistungen, die gemäß 
§ 5 Nr. 1 und 2 und 4 bis 24 steuerbefreit sind, 
können keine Vorumsätze abgesetzt werden. Das 
gleiche gilt für Lieferungen und Leistungen für die 
gemäß § 8 Abs. 2, 4 und 5 nur ein ermäßigter Steuer- 
satz erhoben wird. 

(5) Die Absetzung der in Absatz 1 Satz 2 bezeich- 
neten Beträge ist nur zulässig, wenn aus der von 
dem Leistenden erteilten Rechnung einwandfrei zu 
erkennen ist, daß die Lieferung oder Leistung einen 
der in Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 genannten Tat- 
bestände erfüllt, und nur insoweit, als die Höhe der 
Entgelte oder Werte buchmäßig nachgewiesen ist. 

(6) Ergibt sich in einem Voranmeldungszeitraum, 
daß die Summe der nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 
abzusetzenden Posten höher ist als die Summe der 
Entgelte nach Absatz 1 Satz 1, so ist der Überschuß 
im folgenden und gegebenenfalls in dem danach fol- 
genden Voranmeldungszeitraum zu verrechnen. 

- (7) Für die Veranlagung zur Umsatzsteuer wird 
die Bemessiungsgrundlage durch Zusammenrechnung 
der Beträge und abzusetzenden Posten gemäß Ab- 
satz 1 für sämtliche Voranmelidungszei träume des 
Veranlagungszeitraumes ermittelt. 

Steuerschuldner 
§ 10 

Steuerschuldner ist in den Fällen des § 2 Nr. 1 
bis 3 der Unternehmer. 

Steuerüberwälzung 
§ 11 

(1) Der Steuerschuldner ist im Fall des § 2 Nr. 1 
nicht berechtigt, die Steuer neben dem Entgelt ganz 
oder teilweise gesondert anzufordern oder das Ent- 
gelt, das er für den an ihn bewirkten Umsatz zu 
entrichten hat, um die von ihm geschuldete Steuer 


zu kürzen. Er kann jedoch die Steuer gesondert an- 
fordern, wenn als Entgelt gesetzlich bemessene Ge- 
bühren angesetzt werden. 

(2) Ein Rechtsgeschäft, in dem eine entgegen- 
stehende Vereinbarung enthalten ist, ist insoweit 
nichtig. 

Steuerberechnung 
§ 12 

(1) Bei der Berechnung der Steuer ist in den 
Fällen des § 2 Nr. 1 bis 3 von der nach § 9 ermittel- 
ten Bemessungsgrundlage eines Kalenderjahres aus- 
zugehen (Veranlagungszeitraum). Hat der Unter- 
nehmer mehrere Betriebe, so sind die in allen Be- 
trieben vereinbarten Entgelte zusammenzurechnen. 
Das Finanzamt kann anordnen, daß der Steuerbe- 
rechnung ein kürzerer Zeitraum als das Kalender- 
jahr zugrunde gelegt wird. Hat ein Unternehmer, 
der seine gewerbliche oder berufliche Tätitgkeit im 
Laufe des Kalenderjahres eröffnet oder eingestellt 
hat, Entgelte nur in einem Teil des Kalenderjahres 
vereinnahmt, so tritt an die Stelle des Kalender- 
jahres dieser Teil. 

(2) Die Ausgleichsteuer wird für jeden einzelnen 
steuerpflichtigen Vorgang berechnet. 

§ 13 

Absetzung zurückgewährter Entgelte 

(1) Gewährt ein Unternehmer vereinbarte Ent- 
gelte zurück, für die er bereits im Voranmeldungs- 
zeitraum (§ 14) die Steuer entrichtet hat, so ist die- 
ser Betrag von ider Bemessungsgrundlage des Vor- 
anmeldungszeitraumes abzusetzen, in dem er zu- 
rückgewährt wird. 

(2) Werden einem Unternehmer vereinbarte Ent- 
gelte zurückgewährt, die er bereits in einem Vor- 
anmeldungszeitraum bei der Ermittlung der Bemes- 
sungsgrundlage gemäß § 9 Abs. 1 Satz 2 abgesetzt 
hat, so ist dieser Betrag der Bemessungsgirundlage 
des Voranmeldungszeitraumes hinzuzusetzen, in 
welchem der Unternehmer diese Beträge zurückge- 
währt erhält. 


Voranmeldung, Vorauszahlung und 
Veranlagung 

§ 14 

(1) Der Unternehmer hat binnen fünfzehn Tagen 
nach Ablauf eines Kalendermonats, der Unterneh- 
mer, dessen Umsatzsteuer für das letzte voran- 
gegangene Kalenderjahr weniger als 1500 Deutsche 
Mark beträgt, binnen fünfzehn Tagen nach Ablauf 
eines jeden Kalendervierteljahres eine Voranmel- 
dung abzugeben, in der er die Bemessungsgrund- 
lage nach § 9 getrennt für die steuerpflichtigen 
Umsätze nach § 8 Abs. 1, 2 und 4 verzeichnet. Die 
steuerfreien Umsätze nach § 5 sind gesondert aus- 
zuweisen. Er hat gleichzeitig eine Vorauszahlung 
zu entrichten, die der Höhe der sich ergebenden 
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Steuerschuld entspricht. Die Pflicht zur Abgabe 
einer Voranmeldung entfällt, wenn die Vorauszah- 
lung für das Kalendervierteljahr zehn Deutsche 
Mark nicht übersteigt. 

(2) Die Voranmeldung gilt als Steuererklärung. 
Die Vorauszahlung ist Steuer im Sinne der Reichs- 
abgabenordnung. Gibt der Unternehmer bis zum 
Ablauf der Voranmeldungsfrist eine Voranmeldung 
nicht ab oder hat er in einer Voranmeldung die 
Bemessungsgrundlage oder den Steuerbetrag nicht 
richtig angegeben, so setzt das Finanzamt die Vor- 
auszahlung fest. Als Zeitpunkt ihrer Fälligkeit gilt 
der fünfzehnte Tag nach Ablauf des Zeitraums, für 
den die Steuer festgesetzt ist. 

(3) Der Unternehmer wird nach Ablauf des Ka- 
lenderjahres oder des kürzeren Veranlagungszeit- 
raumes (§ 12 Abs. 1) zur Steuer veranlagt. Wenn 
die bei der Veranlagung festgesetzte Steuer die 
nach den Absätzen 1 und 2 zu entrichtende Voraus- 
zahlung übersteigt, so ist der Unterschiedsbetrag 
binnen einem Monat nach Bekanntgabe des Steuer- 
bescheids zu entrichten {Abschlußzahlung). Die Ver- 
pflichtung, rückständige Vorauszahlungen schon 
früher zu entrichten, bleibt unberührt. Übersteigen 
die nach den Absätzen 1 und 2 entrichteten Vor- 
auszahlungen die Steuerschuld für den Veranla- 
gungszeitraum, so wird der Unterschiedsbetrag nach 
Bekanntgabe des Steuerbescheids durch Aufrech- 
nung oder Zurückzahlung ausgeglichen. 


Besteuerung nach vereinnahmten Entgelten 

§ 15 

(1) Das Finanzamt kann auf Antrag gestatten, 
daß bei der Ermittlung der Steuer nicht von den 
vereinbarten Entgelten (Solleinnahme), sondern von 
den vereinnahmten Entgelten (Isteinnahme) aus- 
gegangen wird. Der Antrag kann auf einen von 
mehreren Betrieben des gleichen Unternehmens 
beschränkt werden. 

(2) Ist die Besteuerung nach vereinnahmten Ent- 
gelten gestattet, so treten in diesem Gesetz an die 
Stelle der vereinbarten Entgelte die vereinnahmten 
Entgelte; § 9 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

(3) Das Finanzamt kann den Übergang von der 
einen zu der anderen Besteuerungsart zur Sicherung 
des Steueraufkommens an Auflagen knüpfen. 


Sondervorschriften für Ausgleichsteuer 

§ 16 

(1) Die Ausgleichsteuer ist eine Verbrauchsteuer 
im Sinne der Reichsabgabenordnung. 

(2) Für die Ausgleichsteuer gelten die Vorschrif- 
ten für Zölle (ausgenommen §§ 24 und 25 des Zoll- 
gesetzes) sinngemäß; § 7 und der Absatz 5 bleiben 
unberührt. Dabei sind Gegenstände, die nicht dem 


Wertzoll unterliegen, wie solche zu behandeln, die 
dem Wertzoll unterliegen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung unter den sinngemäß anzuwen- 
denden Voraussetzungen der §§ 24 und 25 Abs. 2 
und 4 des Zollgesetzes Steuerfreiheit oder Steuer- 
ermäßigung anordnen, soweit durch sie nicht unan- 
gemessene Steuervorteile entstehen. 

(4) Für Vermehrungssaatgut, das durch Rechts- 
verordnung nach § 25 Abs. 3 des Zollgesetzes vom 
Zoll befreit ist, wird die Ausgleichsteuer auf den 
Betrag ermäßigt, der sich ergibt, wenn das Entgelt 
für das Gewinnen des Vermehrungssaatgutes im 
Zollausland der Berechnung der Ausgleichsteuer 
zugrunde gelegt wird. 

(5) In einzelnen besonders gelagerten Fällen 
können zur Vereinfachung des Verfahrens Erleich- 
terungen bei der Anmeldung des Wertes zugelas- 
sen werden. 

(6) § 80 des Zollgesetzes gilt entsprechend. 


Steuervergütungen 

§ 17 

(1) Weist ein Unternehmer nach, daß er Gegen- 
stände in das Ausland ausgeführt hat, so ist das 
für diese Lieferung vereinbarte (vereinnahmte) Ent- 
gelt nicht in die Bemessungsgrundlage nach § 9 ein- 
zubeziehen. 

(2) übersteigt auf Grund von Ausfuhrlieferungen 
die Summe der abzugsfähigen Posten {§ 9 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 bis 3) den Ausgangsbetrag (§ 9 Abs. 1 
Satz 1), so ist dem Unternehmer auf Antrag der 
Betrag zu vergüten, der sich aus der Anwendung 
des entsprechenden Steuersatzes auf den überstei- 
genden Betrag ergibt (Ausfuhrvergütung). 


Wahlrecht 

§ 18 

(1) Unternehmer, deren steuerbare Umsätze nicht 
mehr als 240 000 Deutsche Mark betragen, können 
wahlweise nach dem Umsatzsteuergesetz 1951 
(UStG 1951) oder nach dem vorliegenden Gesetz 
besteuert werden. 

(2) Die nach Absatz 1 wahlberechtigten Unter- 
nehmer können innerhalb einer Frist von drei Jah- 
ren, die auf das Inkrafttreten des vorliegenden Ge- 
setzes folgt, jeweils nach Ablauf eines Jahres (Ver- 
anlagungszeitraum) oder nach Ablauf von zwei 
oder drei Jahren (Veranlagungszeiträumen) von der 
einen Besteuerungsart zur anderen übergehen. 
Danach ist ein Wechsel in der Besteuerungsart nur 
noch nach Ablauf von jeweils fünf Jahren (Veran- 
lagungszeiträumen) möglich. 

(3) Wählt ein Unternehmer die Besteuerung nach 
dem Umsatzsteuergesetz 1951, so beträgt derSteuer- 


7 



Drucksache IV/ 691 (neu) 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Satz für jeden steuerpflichtigen Umsatz im Sinn 
des § 1 Nr, 1 bis 3 UStG 1951 dreieinhalb vom 
Kundert des Entgelts. 

(4) Für den Unternehmer, der die Besteuerung 
nach UStG 1951 wählt, gelten, mit Ausnahme der 
Nummer 4, die Vorschriften des § 4 UStG 1951 
(Steuerbefreiungen) weiter. Das gleiche gilt für die 
Vorschriften des § 7 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 'sowie 
für §§ 7 a und 7 b UStG 1951. 

(5) Die Vorschriften des § 16 UStG 1951 (Steuer- 
vergütungen) kommen für den Unternehmer, der 
die Besteuerung nach UStG 1951 wählt, in Fortfall. 


§ 19 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechts Verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 20 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. März 1963 in Kraft. 


Bonn, den 12. November 1962 


Ollenhauer und Fraktion 


8 



